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Größe der Geschoßfläche für Wohnen der Flexibilität der Flächennutzung 
vor dem Hintergrund fehlender Vorhabenträger gegenüber und ist deshalb 
nicht zielführend. 
 
Der Bebauungsplan verfolgt unter anderem das Planungsziel der Schaf-
fung von Planungssicherheit für das Altstadtquartier. Damit werden beab-
sichtigte Investitionen gesichert. Dabei sind die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes im Grundsatz auf die vorliegende Planung zur Inwertset-
zung des Altstadtquartiers abgestimmt. Insbesondere zur planerischen 
Klärung der Folgewirkungen im städtebaulichen Umfeld der geplanten 
Neubaumaßnahmen wurde deshalb auch der Geltungsbereich weiter ge-
schnitten und die benachbarte Bestandsbebauung mit in den Geltungsbe-
reich integriert. 
Die vorliegende Planung wurde mehrmals in den politischen Gremien der 
Stadt unter Beteiligung aller Ratsfraktionen vorgestellt und erörtert, mit 
dem Ergebnis, mit dieser Planung Planungsrecht zuschaffen. Damit ist 
aber – im Unterschied zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan - nicht 
nur die Neuplanung in der Form abgesichert, die der Entwurfsfassung zu 
Grunde liegt. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes setzen den pla-
nungsrechtlichen und städtebaulichen Rahmen für die Entwicklung des 
Altstadtquartiers und gelten grundsätzlich auch für andere Nutzungsvor-
stellungen. Sollten einige Teilbereiche der geplanten Neubebauung nicht 
in der vorliegenden Form realisierbar sein, sichern die Festssetzungen 
dennoch dis städtebauliche Entwicklung des Altstadtquartiers im Sinne der 
Planungsziele der Stadt Jever. Damit wird eine gewisse Flexibilität im Be-
bauungsplan gesichert, um die Planungsziele der Stadt Jever zu sichern. 
Die Festsetzungen zur Art und Maß der baulichen Nutzung und zur Bau-
weise/überbaubaren Grundstücksflächen ermöglichen auch andere städ-
tebauliche Figuren, Grundstücksnutzungen und Bebauungsmöglichkeiten. 
Dies wird zum Beispiel durch die Festsetzung eines Bauteppichs anstatt 
einer Baukörperfestsetzung oder durch Festsetzung von Obergrenzen der 
Geschoßzahlen planerisch unterstützt. Dies lässt eine Unterschreitung zu. 
Die Standorte für eine großflächige Einzelhandelsnutzung und ein mögli-
ches Hotel sichern unter städtebaulichen, verkehrlichen und umweltbezo-
genen Gesichtspunkten unabhängig von der Frage konkreter Investoren 
eine geordnete städtebauliche Entwicklung im Planungsgebiet. Diese Nut-
zungen sind, wenn sie realisiert werden unter städtebaulichen und ver-
kehrlichen Gesichtspunkten sinnvoll in die Bestands- und Nutzungsstruk-
tur des Quartiers integriert. Wenn diese Nutzungen angesiedelt werden, 
dann sind die für diese festgesetzten Baugebiete bindend zur Sicherung 
der planerischen Zielsetzung einer Inwertsetzung des Altstadtquartiers. 
Die geplanten Investitionsvorhaben der Neubebauung bleiben ebenso re-
alisierbar wie mögliche andere Nutzungen im Sinne der Festsetzungen 
des Bebauungsplanes. Insofern sind die Planungen des Investitionsvor-
habens rahmengebend für die Festsetzungen des Bebauungsplanes, 
ermöglichen aber auch andere Umsetzungen im Rahmen der Planungs-
ziele. 
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 Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes hat sich die Stadt Jever, 
dazu entschlossen, die städtebauliche Entwicklung des Planungsgebietes 
auf der Grundlage des städtebaulichen Entwurfes des Büros metaplan 
durchzuführen. Hier sind für Teile der Neuplanungsbereiche bereits kon-
krete, örtliche Eigentümer und Investoren vorhanden, die die Umsetzung 
der Planung absichern. Aus diesem Grund wird die Durchführung eines 
Wettbewerbes nicht weiterverfolgt. Zudem besteht der Großteil des Pla-
nungsgebietes aus Bestandsbebauung, die im Zuge der Bebauungspla-
nung gesichert wird. Hier besteht zurzeit kein weiterer städtebaulicher Re-
gelungsbedarf, der einen Wettbewerb sinnvoll machen würde. 
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 Die Unterschreitung der Abstandsflächen wurde in Abstimmung mit der 
Bauordnungsbehörde des Landkreises Friesland festgelegt, um den An-
forderungen der Abstandsflächenregelung gerecht zu werden. Dazu 
wurde von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2a 
vom Bauordnungsrecht abweichende Maße der Tiefe der Abstandsflächen 
festzusetzen. Nach Mustererlass der ARGEBAU zum BauGBÄndG 2007 
können die Abstandsflächen mit dieser planungsrechtlichen Neuregelung 
sowohl unterschritten als auch überschritten werden (so auch Berliner 
Kommentar BauGB, April 2008). Ebenso ermöglicht die Niedersächsische 
Bauordnung eine Unterschreitung der Abstandsflächen. Demnach können 
geringere als die vorgeschriebenen Abstandsflächen zugelassen werden, 
u.a. zur Verwirklichung besonderer städtebaulicher Absichten (§ 13 LBO). 
Zur Umsetzung der städtebaulichen Zielsetzung (Wiederherstellung des 
Straßenraumes der St.-Annen-Straße, Umnutzung des SB-Marktes, An-
siedlung neuer altstadttypischer Nutzungen und Funktionen) ist eine Un-
terschreitung an dieser Stelle des Planungsgebietes ableitbar. 
Durch die Festsetzung einer Baugrenze in Verbindung mit einem Bautep-
pich ist ein Zurückspringen der Bebauung hinter die vordere Baugrenze 
grundsätzlich zulässig. Zur Stellung der Baukörper trifft der Bebauungs-
plan keine weiteren Aussagen, so dass hier unter Wahrung der Höhen-
festsetzungen in der Abwicklung der St.-Annen-Straße sowohl giebel-, als 
auch traufständige Baukörper zur St.-Annen-Straße planungsrechtlich zu-
lässig sind. Eine über diese Festsetzung hinausgehende Festslegung 
(z.B. durch Baulinien oder konkrete Maße) wird vor dem Hintergrund feh-
lender Vorhabenträger nicht für zielführend erachtet, da hierdurch wesent-
lich strengere Vorgaben mit der Gefahr einer Überfestsetzung festgelegt 
würden. Hier soll der Bebauungsplan einen gewissen Planungsspielraum 
absichern, unter Wahrung der grundsätzlichen Zielsetzung für das Pla-
nungsgebiet. Insofern ist diese Anregung berücksichtigt.  
Die Höhe der baulichen Anlagen wird aufgrund verschiedener Stellung-
nahmen der Bürgerinnen und Bürger und nach eingehender Prüfung auf 
10,5 m Traufhöhe und 14,0 m Firsthöhe reduziert, die Anregung wird da-
mit berücksichtigt. Die resultierende Gebäudehöhe macht eine geplante 
dreigeschossige Bebauung möglich und mindert die städtebauliche Wir-
kung der Neubebauung gegenüber der bestehenden Bebauung in Propor-
tion und Höhe. Die Höhenentwicklung der Neubebauung wurde für die 
betroffenen Gebäude auf der Nordseite der St.-Annen-Straße anhand von 
Systemschnitten überprüft. Demnach entstehen gegenüber der bestehen-
den Bebauung keine wesentlichen Veränderungen der Besonnungsver-
hältnisse. 
In der Folge ändert sich die Unterschreitung der zulässigen Abstandsflä-
chen von 0,25 H auf 0,33 H sowie von 0,1 auf 0,25 H im Bereich der Eck-
überhöhung an der St.-Annen-Straße, so dass der Planungskonflikt auch 
an diesen Stellen gemindert werden kann. 
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Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Die Einteilung der Verkehrsfläche 
ist nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. Der Bebauungsplan sichert 
die Erschließung des Planungsgebietes durch Festsetzung entsprechen 
der Flächen für den öffentlichen Verkehr. Damit ist den planungsrechtli-
chen Anforderungen an einen qualifizierten Bebauungsplan in ausrei-
chendem Maß Rechnung getragen. Die Festlegung von Querschnitten, 
Baumstandorten Mobiliar etc. erfolgt im weiteren Planungsverfahren auf 
der Grundlage der im Verkehrsgutachten erarbeiteten Umgestaltungsvor-
schläge. Dies ist nicht Gegenstand der Bebauungsplanung, sondern er-
folgt durch die zuständige Fachbehörde (Straßenverkehrsbehörde), da 
hier insbesondere technische und verkehrssicherheitsbezogene Pla-
nungsaspekte abgeprüft werden, deren Zuständigkeit in die Hände der 
Fachbehörde fallen. Der Hinweis auf eine Information und Beteiligung der 
Öffentlichkeit über die konkrete Umplanung des Straßenraumes wird auf-
genommen und im Zuge der weiteren Planung berücksichtigt.  
 
Die Festsetzung zur Dachform sichert gegenüber den Straßenzügen von 
St.-Annen-Straße und Steinstraße/Großen Wasserpfortstraße ein alt-
stadttypisches städtebauliches Erscheinungsbild für diese bedeutenden 
Altstadtstraßen. Dies gilt gleichermaßen für das geplante Neubauvorha-
ben, wie für die Bestandsbebauung und alle anderen in diesem Räumen 
betroffenen Bauvorhaben. Insofern sichert die Festsetzung die städtebau-
liche Zielsetzung der Stadt Jever hinsichtlich der Ortsbildgestaltung der 
Altstadt. Dies gilt für alle Bauvorhaben und nicht nur für die Investorenpla-
nung. Im Innenbereich der Baublöcke sind hinsichtlich der Dachform keine 
Festsetzungen getroffen. Anlagen der Solarthermie und Photovoltaik sind 
gleichermaßen auf geneigten wie auf Flachdächern zulässig, abhängig 
von der Ausrichtung zur Sonne. Aufgrund der Ausrichtung und Orientie-
rung der Baublöcke steht einer Nutzung südausgerichteter Dachflächen 
nichts entgegen. Hinsichtlich des Einsatzes regenerativer Energien wird 
die Begründung im Textteil durch entsprechende Hinweise ergänzt und 
dazu Näheres ausgeführt. Weitere planungsrechtliche Festsetzungen sind 
nicht erforderlich. Hier gelten vielmehr die Anforderungen aus den gesetz-
lichen Vorgaben im Zuge von Neubaumaßnahmen( ENEV, EEWärmeG). 
Zur Durchführung eines Wettbewerbes siehe unter Punkt 12. 
 
Der Bebauungsplan sichert die Erschließung. Dazu zählt auch die Siche-
rung der Energieversorgung. Mit dem bestehenden Gasnetz liegt damit 
eine gesicherte und grundsätzlich nicht erheblich klimaschädigende 
Grundversorgung im Planungsgebiet vor. Die Entscheidung über die Art 
der Energieversorgung treffen die Grundstückseigentümer. Der Bebau-
ungsplan setzt nicht fest, welche Energieform für welche Nutzung in An-
spruch zu nehmen ist (Anschluss- und Benutzungszwang). Dies ist nicht 
Gegenstand der Bebauungsplanung und rechtlich aufgrund fehlender 
Rahmengesetzgebung auf Landesebene nicht möglich. Hinsichtlich des 
Klimaschutzes sind gemäß BauGB die allgemeinen Ziele zu sichern. Dazu 
zählt z.B. die bevorzugte Entwicklung von Innenbereichsflächen wie das  

14

0 

15

0 

16

0 



Stadt Jever B-Plan Nr.91 „Altstadtquartier Jever“ 

STELLUNGNAHME 

11 Bündnis 90 / Die Grünen im Rat der Stadt Jever 
 - Fortsetzung - 

17

0 



Auswertung der Stellungnahmen - Abwägung 13.10.2008 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 

 52

Altstadtquartier, die beabsichtigte Nutzungsmischung, ein Konzept der 
Stadt der kurzen Wege etc. 
Insofern sind die allgemeinen Ziele des Klimaschutzes in der Planung be-
rücksichtigt. 
Eine flächenbezogene Energiebilanz, ein CO2 Vermeidungskonzept und 
ein Energieversorgungskonzept sind nicht Gegenstand der Bebauungs-
planung. Neuplanungen unterliegen den gesetzlichen Anforderungen an 
Energieeinsparung und Klimaschutzanforderungen, wie sie beispielsweise 
aus der Energieeinsparverordnung für jede Baumaßnahme im Rahmen 
eines Neubauvorhabens und auch im Bestand nachzuweisen ist (Energie-
pass). Die Einhaltung dieser Anforderungen ist Gegenstand der konkreten 
Hochbauplanung. In diesem Zusammenhang sind z.B. auch Fragen de-
zentraler Energieversorgungssysteme zu prüfen, wie sie ab Januar 2009 
im ErneuerbareEnergienWärmegesetz vorgegeben sind (z.B. mindestens 
15% Deckung des Wärmebedarfs aus Solarthermie oder 50% aus Geo-
thermie und Wärmeanlagen, oder zu 50% aus Kraft-Wärme Kopplungs-
anlagen, Möglichkeit der Kombination und Versorgung mehrerer Gebäude 
etc.). Nach den gegebenen gesetzlichen Vorgaben sind zurzeit aus Grün-
den der Rechtssicherheit und wegen fehlender weiterer rechtlicher Rah-
menbedingungen (Ermächtigungsgrundlage der Landesbauordnung) 
keine vergleichbaren Festsetzungen zu treffen. 
 
Die Anregung ist berücksichtigt. Die Bürger hatten Gelegenheit, sich vom 
21.7.2008 bis einschließlich zum 08.08.2008 über die Ziele, Zwecke und 
Inhalte des Bebauungsplanes zu informieren und Stellungnahmen dazu 
abzugeben (frühzeitige Unterrichtung n. § 3 Abs. 1). Eine weitere Beteili-
gungsmöglichkeit besteht im Rahmen der öffentlichen Auslegung des Be-
bauungsplanes im Herbst dieses Jahres. Damit hat die Stadt Jever hin-
sichtlich der Bürgerbeteiligung von den gesetzlich vorgegebenen Möglich-
keiten einer Verfahrensbeschleunigung, die im Zuge der Aufstellung eines 
Bebauungsplanes der Innenentwicklung grundsätzlich zulässig ist, nicht 
Gebrauch gemacht, sondern führt das für ein „normales“ Bebauungsplan-
verfahren übliche zweistufige Beteiligungsverfahren durch. Im beschleu-
nigten Verfahren kann auf die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit 
abgesehen werden und wahlweise zwischen der Gelegenheit zur Stel-
lungnahme der betroffenen (nicht aller) Öffentlichkeit oder der öffentlichen 
Auslegung entschieden werden. Davon hat die Stadt Jever in beiden Fäl-
len keinen Gebrauch gemacht, um dem Stellenwert der Planung für die 
Entwicklung der Altstadt gerecht zu werden. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Maßnahmen zum Schutz der 
bestehenden Bausubstanz im Umfeld und als Folge der Baumaßnahmen 
sind Gegenstand der konkreten Baudurchführung. Zwecks Aufnahme des 
Bauzustandes kann ein Sachverständigengutachten erstellt werden, das 
den Gebäudezustand vor Beginn der Bauarbeiten dokumentiert. Mögliche 
Bauschäden können im Rahmen eines Beweissicherungsverfahrens fest-
gestellt werden. Dies ist nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. 
 
Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen. Angaben über die Dauer der 
Bauzeit können zum jetzigen Zeitpunkt nicht gemacht werden. 
Mietrechtliche Angelegenheiten fallen nicht in die Zuständigkeit der Stadt 
Jever. Eine Zwischenvermietung bleibt möglich. Dies ist nicht Gegenstand 
der Bebauungsplanung. 
 
 
Die Anregung wird aufgenommen und im Zuge der Realisierung des Bau-
vorhabens berücksichtigt. 
Dies ist nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. 
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Die Anregung wird berücksichtigt. Zur Ermittlung der Lärmauswirkungen der 
Ansiedlung des Lebensmittelmarktes und der veränderten Verkehrssitua-
tion wurde ein Lärmschutzgutachten erarbeitet. Folgende wesentliche Er-
gebnisse sind festzuhalten: 

- der Verkehr in der St.-Annen-Straße von Lindenbaumstraße bis Stein-
straße wird leicht abnehmen 
- der Verkehr von Lindenbaumstraße in Richtung Elisabethufer wird zu-
nehmen, ebenso der verkehr in der Kleinen Wasserpfortstraße 
- insgesamt ist die Verkehrsbelastung auch im Planungsfall als gering ein-
zuschätzen 
- die Auswirkungen des Verkehrslärms auf die benachbarten Nutzungen 
bewegen sich innerhalb der festgesetzten Orientierungswerte 
- die Auswirkungen des Gewerbelärms (Parkplatzverkehr und Anliefe-
rungsverkehr) bewegen sich ebenfalls im Rahmen der gesetzlich vorge-
gebenen Richtwerte 
- die zu erwartende Verkehrsbelastung der Kleinen Wasserpfortstraße ist 
im vorhandenen Straßenquerschnitt zu bewältigen; Änderungen sind nach 
jetzigem Sachstand nicht erforderlich 
- die Anlieferzone des SB-Marktes an der Kleinen Wasserpfortstrasse ist 
einzuhausen, um die zu erwartenden Auswirkungen zu minimieren. 

Die Belastung durch bestehende Anlagen ist Gegenstand nachbarrechtli-
cher Klärung. 
 
Die Anregung wird zum Teil berücksichtigt. Wesentliches Planungsziel des 
Bebauungsplanes ist die Sicherung der Altstadt als Wohn- und Einkaufs-
standort. Dazu sind die Flächen oberhalb des Erdgeschosses vorgesehen 
und planungsrechtlich gesichert. Zur Vermeidung von Nachbarschaftskon-
flikten ist die Höhenentwicklung im benachbarten Baugebiet MK 3 gestaf-
felt. Zur Bestandsbebauung der Kleinen Wasserpfortstraße ist eine einge-
schossige Bebauung festgesetzt. In der Tiefe des Baublocks erhöht sich die 
Geschoßzahl auf höchstens drei Geschosse. Damit werden mögliche Kon-
flikte hinsichtlich der Besonnungsverhältnisse gemindert. Dies wurde im 
Zuge der Erarbeitung von Systemschnitten für die betroffenen Nachbarbe-
bauung geprüft. 
Flächen für Photovoltaik-Anlagen oder für solarthermische Anlagen sind 
grundsätzlich auf den Dachflächen der Gebäude je nach Sonnenausrich-
tung realisierbar. 
Der Hinweis über die Errichtung eines Sichtschutzes wird bei der konkreten 
Hochbauplanung der Neubebauung berücksichtigt. Dies ist nicht Gegens-
tand der Bebauungsplanung. 
 
Die Anregung wird berücksichtigt. Die Klärung der Hofzufahrt wird im Zuge 
der konkreten Hochbauplanung im Verlauf der Umsetzung des Projektes 
erarbeitet. Dies ist nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. 
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Die Empfehlungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen und so-
weit möglich im Rahmen der konkreten Planung Durchführung der Bau-
maßnahmen berücksichtigt. Sie sind nicht Gegenstand der Bebauungspla-
nung. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die städtische Willenserklärung 
über Planungsziele und die Abwägung unterschiedlicher Planungsinteres-
sen sind Gegenstand der Bebauungsplanung. Hierzu ist der Rat der Stadt 
Jever beschlussfassendes und damit letztlich bestimmendes Gremium. 
Planinhalte und –ziele des vorliegenden Entwurfes des Bebauungsplanes 
wurden im Planungsausschuss der Stadt am 8. Juli 2008 einstimmig be-
schlossen und bilden damit die Grundlage der Verfahrensdurchführung. 
Über die Abwägung der Planungsbelange untereinander und gegeneinan-
der beschließt ebenfalls der Rat der Stadt Jever. Dies betrifft u.a. auch die 
Abwägung privater und öffentlicher Belange. Die Sicherung der wohnungs-
nahen Grundversorgung, die Funktionsstärkung der Altstadt durch Angebot 
von Wohnnutzungen und weiteren innenstadtstärkenden Nutzungen (Hotel, 
Nahversorgermarkt etc.) sind wichtige Planungsziele des Bebauungspla-
nes. Damit wird ein Beitrag zur Stärkung der Altstadt insgesamt sowie zur 
Aufwertung dieses in Teilen untergenutzten Bereiches im Sinne der Zielset-
zungen nachhaltiger Stadtentwicklung geleistet. Der SB-Markt ist dabei ein 
Ersatz für den Ende des Jahres 2008 wegfallenden Markt an der Stein-
straße und dient zur Sicherung der wohnungsnahen Versorgung der Bevöl-
kerung und als wichtiger Anziehungspunkt für weitere Nutzer. Diese Be-
deutung wird im Rahmen des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Jever (Au-
gust 2008) bestätigt. 
 
Die Folgeprobleme werden für vertretbar gehalten. Hinsichtlich der zu er-
wartenden Folgewirkungen wurde für den geplanten Ersatzstandort eine 
Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles zur Klärung erheblicher und 
nachteiliger Umweltauswirkungen gemäß den Vorgaben des Bundesbau-
gesetzes und des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes durchgeführt. Im 
Ergebnis sind keine erheblichen Auswirkungen  zu erwarten (s.a. Begrün-
dung zum Bebauungsplan). 
Des Weiteren wurden die Auswirkungen des neuen Standortes auf die Auf-
enthalts- und Wohnqualität der Altstadt im Zuge eines Verkehrsgutachtens 
und eines Lärmschutzgutachtens detailliert untersucht. Darin ist auch die 
Zunahme der Verkehrsbewegungen aufgrund der Neuplanungen detailliert 
prognostiziert. Diese waren Grundlage der Lärmschutzbetrachtung ebenso 
wie Fragen des Zulieferverkehrs. Die Ergebnisse beider Gutachten sind in 
die weitere Planung eingeflossen. Folgendes ist dabei festzuhalten: 
- der Verkehr in der St.-Annen-Straße von Lindenbaumstraße bis Stein-
straße wird leicht abnehmen 
- der Verkehr von Lindenbaumstraße in Richtung Elisabethufer wird zu-
nehmen 
- die Aufweitung der St.-Annen-Straße nach Süden bedeutet eine wesentli-
che zur Verbesserung der Aufenthalts- und Nutzungsqualität insbesondere 
für Fußgänger 
- insgesamt ist die Verkehrsbelastung auch im Planungsfall absolut als ge-
ring einzuschätzen 
- die Auswirkungen des Verkehrslärms auf die benachbarten Nutzungen 
bewegen sich innerhalb der festgesetzten Orientierungswerte 
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- die Auswirkungen des Gewerbelärms (Parkplatzverkehr und Anlieferungs-
verkehr) bewegen sich ebenfalls im Rahmen der gesetzlich vorgegebenen 
Richtwerte 
- die Anlieferzone des SB-Marktes an der Kleinen Wasserpfortstrasse ist 
einzuhausen. 
Damit werden die zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf die 
Nutzungs- und Aufenthaltsqualität sowie die Wohnverhältnisse hinsichtlich 
der Verkehrs- und Lärmauswirkungen auf das städtebauliche Umfeld ge-
mindert und sichergestellt, dass die gesetzlichen Vorgaben zur Einhaltung 
der Grenzwerte für die Belästigungen des zu erwartenden Lärmes ein-
gehalten werden. 
Der Standort des Lebensmittelmarktes ist ein Ersatz für den Ende des Jah-
res 2008 entfallenden im Planungsgebiet vorhandenen SB-Markt. Die Si-
cherung der wohnungsnahen Grundversorgung stellt u.a. ein zentrales Pla-
nungsziel der Stadt Jever dar. Die gängige Größe heutiger Märkte beläuft 
sich auf mindestens 800 qm Verkaufsfläche für Lebensmitteldiscounter und 
mindestens 1.000 qm für Vollsortimenter (das entspricht etwa 1000qm -
1200 qm Geschoßfläche). Nach Einzelhandelskonzept der Stadt Jever 
(Entwurf August 2008, S. 36) ergeben sich durch die Aufgabe des Lebens-
mitteldiscounters an der Steinstraße neue Chancen, die Grundversor-
gungssituation in der Innenstadt deutlich zu verbessern. Auch nach Ein-
schätzung des Landkreises als zuständige untere Landesplanungsbehörde 
„um den Ersatz des schließenden Marktes mit einer angemessenen Erwei-
terung“(s. dazu Stellungnahme des Landkreises Friesland vom 5.08.2008). 
Das Einzelhandelsgutachten der Stadt Jever kommt weiter zum Schluß, 
dass die Entwicklung des Altstadtquartiers neue Möglichkeiten eröffnet, die 
Innenstadt insgesamt zu stärken und die Versorgungssituation deutlich zu 
verbessern (S. 22, 86 122). 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Entscheidung über die 
Durchführung des Planungsverfahrens als „normaler“ Bebauungsplan hat 
die Stadt Jever im Aufstellungsbeschluss vom 21.02.2008 in Ausübung ih-
rer planungshoheitlichen Befugnisse getroffen. Im Vorfeld des Aufstellungs-
beschlusses wurden umfangreiche Gespräche zwischen den Projektbetei-
ligten und Vertretern von Politik und Verwaltung der Stadt Jever über die 
vorgesehene Planung geführt mit dem Ergebnis, zur Sicherung der städte-
baulichen Entwicklung des Altstadtquartiers einen Bebauungsplan aufzu-
stellen. Über Planinhalte und –ziele hat der Rat der Stadt Jever in kommu-
naler Eigenverantwortung entschieden und sich für dieses planerische Vor-
gehen ausgesprochen. 
Damit bestehen gegenüber einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Steuerungsvorteile. Die Festsetzungen gelten nicht nur für einen speziellen 
Vorhabenträger und eine festgelegte Nutzung, sondern für jedes Bauvorha-
ben im Plangebiet. Gleichwohl sollen mit den Festsetzungen die vorlie-
gende Neuplanung abgesichert und damit Planungssicherheit für die beab-
sichtigten Investitionen hergestellt werden. 
Im Sinne des Grundsatzes der planerischen Konfliktbewältigung wurde der 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes auf das betroffene städtebauliche  
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Umfeld der Neuplanung erweitert. Dieser Umstand sowie die Tatsache, 
dass ein konkreter Vorhabenträger zum Zeitpunkt der Planaufstellung nicht 
vorhanden war, führten in der Folge zur Entscheidung über die Durchfüh-
rung eines „normalen“ Bebauungsplanverfahrens. 
Der vorliegenden Entwurf zum Bebauungsplan wurde im Planungsaus-
schuss der Stadt Jever unter Beteiligung von Mitgliedern der FDP Fraktion 
im Rahmen von zwei Sitzungen intensiv diskutiert und im Ergebnis ein-
stimmig von allen Fraktionen beschlossen.  
 
Dies ist nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. Die Aufstellung eines 
Gesamtverkehrsplanes für die Altstadt ist der Entscheidung durch den Rat 
der Stadt Jever vorbehalten. 
Für das Planungsgebiet sind die zu erwartenden Auswirkungen der Neu-
planung auf die Verkehrsentwicklung des Altstadtquartiers im Rahmen ei-
nes Verkehrsgutachtens gutachterlich untersucht worden. Gegenstand war 
dabei die veränderten Verkehrsbeziehungen, Erschließungsfunktionen und 
eine Prognose des zu erwartenden Verkehrsaufkommens. Dies ist eine 
wichtige Grundlage zur Sicherung der Erschließung des Planungsgebietes 
und zur Klärung der zu erwartenden Auswirkungen auf die Funktionsfähig-
keit der altstädtischen Erschließung und in der Folge der Aufenthalts- und 
Nutzungsqualität der Altstadt im Zuge der Bebauungsplanung. In der St.-
Annen-Straße wird die Verkehrsbelastung im Teilabschnitt von der 
Lindenbaumstrasse bis zur Steinstraße geringfügig abnehmen, im 
Teilabschnitt von der Lindenbaumstraße bis zum Elisabethufer aufgrund 
des Ziel- und Quellverkehrs zu den geplanten Stellplätzen zunehmen. 
Mit dem Verkehrsgutachten zum Altstadtquartier ist ein erster Baustein für 
ein Gesamtverkehrskonzept für die Altstadt erarbeitet. In diesem Zusam-
menhang sind weitere Fragen u.a. auch hinsichtlich einer Regelung des 
Durchgangsverkehrs und einer Reduzierung des KFZ Verkehrs zu klären. 
 
Der Hinweis ist berücksichtigt. Der Großteil der Stellplätze befindet sich im 
Bereich der Lindenbaumstraße/St.-Annen-Straße und stellt hinsichtlich der 
Lage und Erschließung den günstigsten Standort im Planungsgebiet dar. 
Durch Bündelung der Zufahrt für Tiefgarage und ebenerdige Stellplätze 
werden zusätzliche Ein- und Zufahrten vermieden. Die Stellplätze südlich 
des geplanten Einzelhandelsmarktes werden über die Kleine Was-
serpfortstraße und die Große Wasserpfortstraße erschlossen. Die Stell-
plätze sind sowohl wohnungsnah, als auch zu den vorhandenen und ge-
planten Einzelhandelseinrichtungen nah gelegen. Die Flächen dienen der 
Deckung des Bedarfes aus den vorhandenen Nutzungen (SB-Markt, Woh-
nungen, Hotelnutzung) sowie in Teilflächen (Tiefgarage) einem Angebot 
öffentlicher Stellplätze (Verbesserung des Stellplatzangebotes). Ebener-
dige, offene Stellplätze liegen nur im Bereich südlich des neuen SB-Mark-
tes. Der Teil der an der Lindenbaumstraße gelegenen ebenerdigen Stell-
platzflächen ist baulich eingefasst und überbaut (ebenerdige Parkgarage). 
Die Fläche der ebenerdigen Stellplätze ist dabei auf ein Mindestmaß be-
schränkt (ca. 1775 qm). Der Großteil der Stellplätze befindet sich im Be-
reich der Tiefgarage in den Baugebieten MK 4 und MK5 (ca. 3.620 qm).  
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Die Forderung wird zur Kenntnis genommen. Diese Fragestellung ist nicht 
Gegenstand der vorliegenden Bebauungsplanung. Das im Bebauungsplan 
gesicherte Angebot von Stellplatzflächen für Kunden, Bewohner und Besu-
cher der Altstadt bleibt aufgrund der erforderlichen Deckung des Stellplatz-
bedarfes der geplanten Nutzungen bestehen. Darüber hinaus sind im Pla-
nungsgebiet keine weiteren Stellplatzflächen realisierbar. Hinsichtlich der 
aus den Stellplätzen resultierenden Folgewirkungen auf die Aufenthalts-, 
Nutzungs- und Wohnqualität der Altstadt wird auf die Ausführungen zum 
Verkehrsgutachten und Lärmgutachten unter den Punkten 2 und 4 verwie-
sen. 
 
Der Hinweis ist in Teilen berücksichtigt. 
Durch die Neuplanung wird der Straßenzug der St.-Annen-Straße ge-
schlossen und damit eine altstadttypische Raumbildung in den Grundzügen 
wieder hergestellt. Dies erfolgt durch Festsetzung einer Baugrenze. Ge-
genüber der nördlichen Bebauungskante weist dieser Teil der St.-Annen-
straße hinsichtlich der Raumgliederung diverse Brüche auf, was sich in 
teilweise für die Altstadt untypischen deutlichen Vor- und Rückspringen von 
Gebäuden zeigt (z.B. St.-Annen-Str. 11, 15/17). Darüber hinaus bildet die 
Baulücke an der Ecke Lindenbaumstraße einen weiteren stadträumlichen 
Einschnitt. Diese Situation wird durch die Bildung einer geschlossenen 
Randbebauung in Anlehnung an die historische Bauflucht und die altstadt-
typische Blockrandbebauung wieder hergestellt. Die Festsetzung einer 
Baugrenze ermöglicht ein geringfügiges Zurücktreten von Baukörpern, wo-
durch der Gesamteindruck einer gewachsenen städtebaulichen Situation 
vergleichbar zu ähnlichen Situationen der Altstadt planungsrechtlich mög-
lich ist. Durch die Zulässigkeit der Bildung von Lohnen in den seitlichen 
Grundstücksgrenzen (s. Textliche Festsetzungen Nr. 13 und 14) wird eine 
weitere Besonderheit und städtebauliche Typik der Altstadt planungsrecht-
lich gesichert. 
Die „Aufweitung“ der St.-Annen-Straße betrifft den Teilabschnitt von der 
Lindenbaumstraße, Haus Nr.9 bis zur Steinstraße. Im Bereich zwischen 
Kleiner Wasserpfortstraße und Lindenbaumstraße wird der Querschnitt der 
St.-Annen-Str. gegenüber dem Bestand im Bereich der Stellplätze durch 
Schaffung einer neuen Bauflucht verringert (Gebäude Haus Nr. 17) und 
damit eine altstadtuntypische Aufweitung rückgebaut. Ebenso wird die Bau-
flucht im Bereich der St.-Annen-Str Nr. 15 und 11 durch die Festsetzung ei-
ner Baugrenze in Anlehnung an die Blockrandbebauung der Altstadt wie-
derhergestellt. Hier wird der Straßenraum ebenfalls deutlich verringert (z.B. 
um 4,50 m bei Haus Nr.11). Insofern beschränkt sich die Aufweitung auf 
den Teilabschnitt ab Haus Nr. 9 und betrifft insgesamt zwei verbliebene 
historische Gebäudelagen. Aus Gründen der Abstandsflächenregelung so-
wie der Sicherung zusätzlicher Flächen für den Fußgängerverkehr ist eine 
Aufweitung in diesem Teilabschnitt nicht verzichtbar (s.a. Ergebnisse des 
Verkehrsgutachtens). Sie beträgt etwa 2,0 m im Erdgeschossbereich. Ab 
dem ersten Obergeschoss sind Vorbauten bis zu 1,20 m Tiefe zulässig, so 
dass die effektive Aufweitung ab 1. Obergeschoss 0,80 m beträgt und eine 
Aufweitung der St. Annen-Straße dadurch minimiert wird. Eine Nachbildung 
des historischen, gewachsenen Stadtgrundrisses ist aufgrund der  
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erforderlichen Abstandsregelungen und Erschließungserfordernisse nicht 
möglich und aufgrund der sehr inhomogenen Raumbildung in diesem Teil 
der St.-Annen-Straße auch nicht eindeutig als stadträumliche Leitvorgabe 
ableitbar. Der Ur-Zustand der Raumbildung der St.-Annen-Straße wurde im 
Laufe der letzten Jahrzehnte mehrmals überformt und z.T. altstadtuntypisch 
verändert (Certus, Haus Nr.11, SB-Markt). Vor diesem Hintergrund ist die 
Entwicklung einer neuen Raumkante an der südlichen St.-Annen-Straße 
eine zeitgemäße Neuordnung unter Berücksichtigung und Wahrung der 
historischen Situation. 
 
Die Anregung wird nicht berücksichtigt. 
Zwei wichtige Planungsziele des Bebauungsplanes sind die Schaffung ei-
nes wohnortnahen Ersatzstandortes für den wegfallenden SB-Markt an der 
Steinstraße sowie die Schaffung von Wohnraum in der Innenstadt und da-
mit die Sicherung der altstadttypischen Mischnutzung (s.a. Stellungnahme 
Landkreis Friesland). Darüber hinaus sind entsprechende Stellplatzflächen 
zur Deckung des Bedarfes erforderlich. Aufgrund der sehr kompakten und 
hochverdichteten Bestandsbebauung sind die Erdgeschosslagen für eine 
Wohnnutzung nicht geeignet. Hier stellen der Verbrauchermarkt sowie die 
Stellplatzflächen eine standortgerechtere Nutzung dar (ebenso wie die Ho-
telnutzung mit Funktionsräumen im Erdgeschoss). Insofern ist aus städte-
baulichen Gründen und zur Sicherung gesunder Wohnverhältnisse eine 
Wohnnutzung erst ab dem 1. Obergeschoss sinnvoll. Zur Sicherung einer 
entsprechenden Wohnungszahl sowie aus städtebaulichen und wirtschaftli-
chen Gründen der Grundstücksausnutzung ist eine zweigeschossige 
Wohnnutzung erforderlich. Daraus resultiert eine dreigeschossige Bebau-
ung. Dabei ist weniger die Geschosszahl als vielmehr die effektive Gebäu-
dehöhe städtebaulich maßgebend. Dies wird im Bebauungsplan durch 
Festsetzung einer maximalen Gebäudehöhe gesichert. Die festgesetzte 
Gebäudehöhe vermittelt dabei zwischen der vorhanden Umfeldbebauung 
und den Erfordernissen einer wirtschaftlichen und städtebaulich verträgli-
chen Gebäudekubatur und sichert damit eine altstadtverträgliche Einbin-
dung der Neubebauung. 
Eine giebel- und traufständige Bebauung ist zulässig, ebenso wie die städ-
tebauliche Eckbetonung an Lindenbaumstraße/St.-Annen-Straße und 
Steinstraße/St.-Annen-Straße. 
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Die Anregung hinsichtlich der Trauf- und Firsthöhe wird teilweise berück-
sichtigt. Die Höhe baulicher Anlagen wird in den Baugebieten MK3, MK4 
und MK5 auf 10,50 m reduziert. Damit wird die Gebäudehöhe der geplan-
ten Neubebauung um einen Meter gekürzt und die Belichtungsbedingungen 
der St. Annen-Straße gegenüber der Vorentwurfplanung verbessert. Eine 
weitere Reduzierung ist aus städtebaulichen und wirtschaftlichen Gründen 
nicht möglich, da hier eine dreigeschossige Bebauung (EG, Hotel, Parkga-
rage, 1.und 2.OG Wohnen) gesichert werden soll. Der Straßenraum der St.-
Annen-Straße wird gegenüber der bestehenden Situation (Arkadengang 
Parkgarage) um etwa 2,0 m verbreitert und gegenüber der vorhanden Ge-
bäudehöhe der Arkade (Giebelhöhe etwa 9,0 m) um etwa 1,50 m erhöht. 
Die Belichtungsverhältnisse gegenüber der Bestandsbebauung werden sich 
dadurch nicht wesentlich verändern. Dies wurde für die betroffenen Ge-
bäude auf der Nordseite der St.-Annen-Straße anhand von Systemschnit-
ten überprüft. 
Eine Reduzierung der Gebäudehöhe auf 8,50m Trauf- und 12,0m Firsthöhe 
würde bei Beibehaltung des Straßenquerschnittes der St.-Annen-Straße in 
diesem Teilbereich zu einer Verschlechterung der Belichtungsverhältnisse 
gegenüber der bestehenden Situation führen, da die Neubebauung dann 
wesentlich näher an die Bestandsbebauung heranrückt als im vorliegenden 
Planungsfall. Dies wird u.a. durch die Aufweitung der St.-Annen-Straße in 
Verbindung mit der Reduzierung der Höhe der baulichen Anlagen vermie-
den. 
 
Die Anregung hinsichtlich der Giebelständigkeit der Bebauung wird zum 
Teil berücksichtigt. Der Bebauungsplan lässt zur St.-Annen-Straße sowohl 
eine giebel- als auch eine traufständige Bebauung zu. Inwiefern an dieser 
Stelle eine ausschließliche Giebelständigkeit umsetzbar ist, ist Gegenstand 
der konkreten Hochbauplanung. Eine Festsetzung ausschließlich giebel-
ständiger Gebäude ist städtebaulich nicht erwünscht und entspricht nicht 
dem städtebaulichen Erscheinungsbild der Altstadt. Hier sind giebelstän-
dige Gebäude zwar mehrheitlich prägend, allerdings werden sie durch 
traufständige Bebauung in Teilen ergänzt, so dass ein abwechslungsrei-
ches Gesamterscheinungsbild entsteht. Dieser städtebauliche Gestaltungs-
grundsatz soll auch im Planungsgebiet gelten. 
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Der Gesetzgeber hat mit Einführung des § 13a im BauGB (Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung) in der letzten Novellierung vom 31.12.2006 
klare Vorgaben definiert, unter denen eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
im Falle einer Innenentwicklungsplanung durchzuführen oder auch ver-
zichtbar ist. Im Falle des Altstadtquartiers war die Durchführung einer all-
gemeinen Vorprüfung des Einzelfalles nach den einschlägigen Vorgaben 
des Baugesetzbuches und des Umweltrechtes (Niedersächsisches Um-
weltverträglichkeitsprüfungsgesetz, NUVPG) erforderlich. Diese Prüfung 
wurde im Vorfeld der Bebauungsplan-Erarbeitung durchgeführt. Inhalte, 
Vorgehensweise und Ergebnisse der Vorprüfung wurden durch das Pla-
nungsbüro Stadt•Land•Fluss in Abstimmung mit der Stadt Jever und dem 
Landkreis Friesland erarbeitet. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung für das Planungsgebiet durchzuführen ist. 
Darauf wird in der Begründung zum Bebauungsplan unter Punkt 2 - Ergeb-
nisse der Vorprüfung des Einzellfalles detailliert eingegangen. 
 
Die Ansiedlung des Marktes ersetzt den Ende des Jahres 2008 wegfallen-
den vorhandenen SB-Markt an der Steinstraße und sichert damit u.a. die 
wohnungsnahe Grundversorgung der Altstadtbewohner. Dies ist ein Pla-
nungsziel des Bebauungsplanes. Die Verkaufsfläche beträgt etwa 1000 qm 
und ist damit etwa doppelt so groß wie die bestehende Fläche. Eine tragfä-
hige Marktnutzung erfordert mindestens 800 qm Verkaufsfläche, so dass 
hier eine wirtschaftlich tragfähige Erweiterung erfolgt. Dies wird u.a. von der 
zuständigen Landesplanungsbehörde bestätigt. Dabei handelt es sich nach 
Stellungnahme des Landkreises als zuständige untere Landesplanungsbe-
hörde vom 5.08.2008 „um den Ersatz des schließenden Marktes mit einer 
angemessenen Erweiterung“. Das Einzelhandelskonzept der Stadt Jever 
(August 2008) bestätigt ebenfalls die Bedeutung des Marktstandortes für 
die Versorgung der Altstadtbevölkerung wie auch als Anziehungspunkt für 
die Altstadt insgesamt, so dass hier insgesamt wesentliche Aufwertungs-
potenziale gesehen werden.  
 
Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen (s.a. unter Punkt 1). Die Krite-
rien für die Prüfung der Umwelterheblichkeit des Vorhabens sind aus der 
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles (Punkt 2 der Begründung zum Be-
bauungsplan) zu ersehen. Hinsichtlich der Sicherung gesunder Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse wurde zur Klärung der zu erwartenden Lärmauswirkun-
gen ein Immissionsschutzgutachten beauftragt. Im Ergebnis sind weder 
durch den zu erwartenden Verkehrslärm noch durch den zu erwartenden 
Gewerbelärm Immissionskonflikte zu erwarten. 
Damit ist gutachterlich bestätigt, dass die gesetzlichen Vorgaben zur Ein-
haltung der Grenzwerte für die Belästigungen des zu erwartenden Lärmes 
eingehalten werden. 
 
Gewerbeflächen werden nicht festgesetzt, sondern durch textliche Festset-
zung Nr. 1,2,3 ausgeschlossen. Zusätzliche über die Sicherung der Be-
standsnutzung und den Ersatzstandort des SB-Marktes hinausgehende 
Einzelhandelsflächen sind in kleinteiliger Form im Baugebiet MK 4 zulässig 
(etwa 2-3 Ladeneinheiten). Diese ordnen sich in möglicher Flächennutzung  
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deutlich unter, so dass eine erhebliche Neuschaffung nicht gegeben ist. 
Hinsichtlich der Einzelhandelsnutzung hat die Sicherung der Bestands-
struktur an der Steinstraße/Großen Wasserpfortstraße Vorrang. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Größenordnung des Marktes ist dem 
Standort angemessen (s.o. Punkt 3). Durch die Aufgabe des Lebensmittel-
discounters an der Steinstraße und die Umstrukturierung des Altstadtquar-
tiers ergeben sich nach Einzelhandelskonzept der Stadt Jever neue Chan-
cen, die Grundversorgung in der Stadt deutlich zu verbessern. Hier eröffnen 
sich neue Möglichkeiten auch größere, bzw. großflächige Einzelhandelsbe-
triebe in die historischen und kleinteiligen baulichen Strukturen zu integrie-
ren, um den Standort Innenstadt insgesamt zu stärken (S. 22). Dem trägt 
der Bebauungsplan Rechnung. 
 
Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen. Der Bebauungsplan schafft 
die planungsrechtlichen Rahmenbedingungen für Nutzungen, die die kern-
gebietstypische Funktion der Altstadt sichern. Dazu zählt u.a. ein Hotel in 
den Baugebieten MK 4 und MK5. Inwiefern die planungsrechtlichen Rah-
mensetzungen konkret in Bauvorhaben umgesetzt werden ist nicht Ge-
genstand der Bauleitplanung. Bauvorhaben sind allerdings in den planungs-
rechtlichen Rahmen einzufügen. 
 
Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen. Aufgrund des erforderlichen 
Stellplatzbedarfes sowie der Umsiedlung des Marktes ist ein Großteil der 
Erdgeschosszonen mit Nutzungen belegt. Zudem bestehen aufgrund der 
tiefen und durch die Bestandsbebauung z.T. sehr hoch verdichteten Block-
innenbereiche für eine Wohnnutzung im Erdgeschoss keine guten Wohn-
verhältnisse. Aus diesem Grund wird die Wohnnutzung ab dem 1. Oberge-
schoss zugelassen. Die Belastungen durch den Parkplatzsuchverkehr sind 
aufgrund der vorgesehen Zufahrten für die Tiefgarage und die Parkgarage 
im Erdgeschoss im Bereich der Lindenbaumstraße räumlich konzentriert, so 
dass die zu erwartenden Auswirkungen insgesamt gemindert werden. Alle 
Stellplätze in diesem Bereich sind baulich gefasst (Parkgeschoss und Tief-
garage). Eine unattraktive Wohnsituation ist daraus nicht abzuleiten, es 
entstehen eher sehr gute innerstädtische Wohnsituationen. Die Stärkung 
der Wohnnutzung in der Altstadt ist ein Planungsziel des Bebauungsplanes. 
Damit wird die Altstadt insgesamt stabilisiert. 
 
Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen. Zusätzliche Einzelhandels-
flächen sind hier nur sehr kleinteilig vorgesehen, aber nicht zwingend fest-
gesetzt. Hier sind auch andere Nutzungen wie Praxen und Büros zulässig, 
so dass eine gewisse Nutzungsflexibilität gesichert wird und die Zielsetzung 
einer Stärkung der Funktionsfähigkeit der Altstadt insgesamt gewahrt bleibt. 
 
Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Die viergeschossige Überhöhung 
der Eckbereiche dient der städtebaulichen Betonung an wichtiger Stelle und 
bildet eine stadtbildergänzende Bebauungsstruktur der Altstadt. 
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Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Die St.-Annen-Straße weist lediglich 
im Bereich des Abschnittes von Haus Nr. 9 bis zur Steinstraße eine Auf-
weitung auf. Der Straßenabschnitt von Kleiner Wasserpfortstraße bis zu 
Haus Nr. 9 wird dagegen in seinem Gesamtquerschnitt gegenüber der be-
stehenden Situation verringert. Die Aufweitung ist mit 2,0m Tiefe sehr redu-
ziert. Ab dem 1. Obergeschoss sind Vorbauten bis zu einer Tiefe von 1,20 
m zulässig, so dass hier eine effektive Verbreiterung gegenüber der beste-
henden Situation (insbesondere gegenüber Haus Nr. 1 und 9) um 0,80 m 
erfolgt. Dies ist städtebaulich vertretbar ohne den Gesamtcharakter der St.-
Annen-Straße als typische Altstadtstraße zu gefährden. Insgesamt wird die 
St.-Annen-Straße in ihrem städtebaulichen Gesamterscheinungsbild mit der 
geplanten Blockrandbebauung gegenüber der bestehenden Situation mit 
z.T. altstadtuntypischen Gebäuderücksprüngen und Baulücken stadträum-
lich aufgewertet. 
 
Die Anregung ist berücksichtigt. Die angesprochenen Stellplatzflächen sind 
eingehaust, darüber ist eine Wohnnutzung zulässig. Insofern entsteht an 
dieser Stelle bereits eine ebenerdige Parkgarage, dies unmittelbar über der 
Tiefgarage. Insofern ist der Grundgedanke eines integrierten Parkhauses in 
die umgebende Nutzung umgesetzt. 
 
Das Lärmschutzgutachten ist parallel zum ersten Verfahrensschritt erar-
beitet worden. Die Ergebnisse liegen zwischenzeitlich vor. Demnach sind 
keine Immissionsschutzkonflikte zu erwarten (s.o.). 
 
Die Anregung ist berücksichtigt. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
lassen im MK4 und MK5 sowohl eine Hotel- als auch eine Wohnnutzung zu 
(was faktisch annähernd die gleiche Nutzung ist). 
Aspekte eigentumsrechtlicher Übertragungen bzw. der Kopplung von pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen und Umsetzungen mit Eingriff in die Ei-
gentumsverhältnisse sind nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. Der 
Bebauungsplan schafft mit den Festsetzungen Planungssicherheit für mög-
liche Investitionen (u.a. auch einen Hotelbetreiber). Ob dieser dann Betrei-
ber oder auch Eigentümer wird ist zum momentanen Zeitpunkt nicht klar 
und auch nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. Insofern ist auch ein 
städtebaulicher Vertrag nicht sachgerecht. Der Bebauungsplan setzt Art 
und Maß der Nutzung sowie überbaubare Grundstücksflächen fest und si-
chert die Erschließung. Damit wird Planungssicherheit für künftige Investiti-
onsentscheidungen geschaffen. Dieses planerische Ziel gilt für alle Nutzun-
gen und Festsetzungen im Geltungsbereich gleichermaßen. Damit setzt die 
Stadt Jever den planungsrechtlichen Rahmen zur Inwertsetzung des Alt-
stadtquartiers.  
Der vorhandene SB-Markt genießt bis zu seiner Nutzungsaufgabe (Ende 
2008) Bestandsschutz. Dies ist unabhängig vom Betreiber. Wird die Nut-
zung aufgegeben oder wesentliche bauliche Veränderungen geschaffen, 
entfällt dieser und es greifen die Festsetzungen des Bebauungsplanes. 
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Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Die Erweiterung des Marktes ist 
unter gesamtstädtischen, einzelhandelsbezogenen und regionalplaneri-
schen Gesichtspunkten angemessen und tragfähig (s.o.). Damit wird die 
Funktion der Altstadt als Wohn- und Einzelhandelsstandort nachhaltig ge-
stärkt. Zum anderen ist für eine wirtschaftliche Nutzung eine entsprechende 
Mindestgröße erforderlich, um den verändernden Marktbedingungen und 
Kundenansprüchen gerecht zu werden und wettbewerbsfähig zu bleiben. 
Hier hat ein in der Stadtlage integrierter Standort wesentlich andere Wett-
bewerbsbedingungen zu erfüllen als ein Standort auf der grünen Wiese 
(nicht integrierter Standort). Eine Ausweitung des Stellplatzangebotes ist 
nicht erforderlich und auch nicht erwünscht. 
 
Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Aufgrund der erforderlichen De-
ckung des Stellplatzbedarfes aus den neu geplanten Nutzungen sowie der 
Umsiedlung des Marktes ist ein Großteil der Erdgeschosszonen mit Nutzun-
gen belegt. Zudem bestehen aufgrund der durch die Bestandsbebauung 
z.T. sehr hochverdichteten Blockinnenbereiche für eine Wohnnutzung im 
Erdgeschoss keine guten Wohnverhältnisse. Aus diesem Grund wird die 
Wohnnutzung ab dem 1. Obergeschoss zugelassen. 
Die Zahl der Vollgeschosse setzt die Höchstzahl der zulässigen Geschosse 
fest. Insofern sind auch zweigeschossige Gebäude zulässig. Aus Gründen 
einer wirtschaftlichen Ausnutzung der Baugrundstücke (Erschließung, Ne-
benflächen, Freibereiche) in Verbindung mit der Schaffung attraktiven 
Wohnraumes in der Altstadt wird jedoch eine zweigeschossige Wohnnut-
zung städtebaulich erwünscht. Dies betrifft auch den Standort einer mögli-
chen Hotelnutzung in den Baugebiet MK4 und MK5. Bauliche Höhenstaffe-
lungen sind in allen Baugebieten zulässig, wodurch entsprechend attraktive 
Wohnlagen ableitbar sind. 
 
Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Der lichte Raum der St.-Annen-
Straße wird in keinem Abschnitt fast verdoppelt. Die größte Aufweitung be-
trifft den Teilabschnitt von Haus Nr. 9 bis zur Steinstraße. Hier beträgt die 
Aufweitung 2,0 m. Dies betrifft die Erdgeschosszone. Ab 1. Obergeschoss 
sind Vorsprünge bis zu 1,20 m zulässig, so dass sich hier der Straßenraum 
nur um etwa 0,80 m verbreitert. In den übrigen Teilabschnitten wird die St.-
Annen-Straße gegenüber der Bestandssituation durch die festgesetzten 
Baugrenzen verengt. Eine Zweigeschossigkeit macht eine Hotelnutzung 
nicht möglich, da für eine wirtschaftliche Betreibung eine Mindestzimmer-
zahl (etwa 60 Zimmer) notwendig sind. Dies lässt sich mit einer zweige-
schossigen Bebauung nicht realisieren. 
 
Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Die Überhöhung der Ecksituationen 
ist eine bauliche Betonung wichtiger städtebaulicher Situationen an prägen-
den Straßenraumsituationen. Sie dient der stadtgestalterischen Akzentuie-
rung und gliedert die Neubebauung der südlichen St.-Annen-Straße. 
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Die Anregung wird nicht berücksichtigt. Die Lohnen sind prägende Ele-
mente der Altstadt und entstanden als typisches bauliches Element im 
Laufe mehrere Jahrhunderte. Je nach Grundstücksverhältnissen sind dabei 
sehr unterschiedliche Breiten und Zuschnitte der seitlichen Grundstücks-
freiflächen entstanden. Der planerische Grundgedanke möglicher seitlicher 
Abstandsflächen wird auch im Bebauungsplan durch die Festsetzung von 
Lohnen aufgenommen und gesichert. Dabei sind jedoch weder feste Maße 
noch Zuschnitte klar aus der Bestandssituation ableitbar. Insofern ist eine 
zwingende Festsetzung städtebaulich nicht ableitbar. Ebenso ist eine mög-
liche Grundstücksteilung unklar, so dass eine zwingende Festsetzung von 
Lohnen nicht zu sinnvollen Ergebnissen führt (Überfestsetzung). Insofern 
bleibt der planerische Grundgedanke weiterhin durch textliche Festsetzung 
gesichert.  
 
Dies ist planungsrechtlich nicht erwünscht. Der Bebauungsplan sichert die 
Flächen, die für eine öffentliche Erschließungsfunktion von Bedeutung sind. 
Die gesicherte Erschließung ist ein wichtiges Zulassungskriterium eines 
qualifizierten Bebauungsplanes. Die im Bebauungsplan festgesetzten Ver-
kehrsflächen werden nach den jeweiligen Verkehrsanforderungen vom zu-
ständigen Straßenbaulastträger in einem weiteren Schritt hinsichtlich ihrer 
Funktionen, Sicherheitsanforderungen und Querschnitte ausdifferenziert 
und festgelegt. Dies ist nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. 
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Eine andere Anordnung und Reduzierung der Stellplatzflächen sind nicht 
erforderlich. Auf die Durchwegung kann nicht verzichtet werden. Damit 
werden die neuen Stellplatzflächen mit den Einkaufslagen der Steinstraße 
an geeigneten Stellen sinnvoll verbunden. Dies ist ein wesentliches Ele-
ment zur Verbesserung und Aufwertung der vorhandenen Geschäftslagen. 
Hierfür ist eine möglichst direkte fußläufige Verbindung zwischen Stellplatz 
und Einkaufsbereich erforderlich. Diese Verbindungen werden im Bebau-
ungsplan entsprechend gesichert. 
 
Aus stadtgestalterischen Gründen wird für die Hauptlagen der zu den Stra-
ßenräumen der St.-Annen-Straße, der Steinstraße und der Großen Was-
serpfortstraße gelegenen Grundstücke ein geneigtes Dach festgesetzt. 
Damit wird das altstadttypische Erscheinungsbild gesichert. Dies ist Ziel des 
Bebauungsplanes. Die Dachform in der Tiefe der Baugrundstücke, abseits 
der Hauptlagen ist nicht näher festgesetzt. Hier sind sowohl geneigte als 
auch andere Dachformen zulässig. Insofern ist eine Ausweitung auf den 
gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht erforderlich. 
 
Das Haus St.-Annen-Straße 17 ist nicht als Baudenkmal eingetragen. Hier 
ist lediglich die an der Fassade zur Lindenbaumstraße angebrachten Pütt 
unter Denkmalschutz gestellt. Dies wird im Bebauungsplan zeichnerisch 
gesichert. Die Pütt muß erhalten werden und kann nach Abstimmung mit 
der Denkmalbehörde in die Neubebauung vergleichbar zur bestehenden 
Situation integriert werden. 
 
Zu Ziffer 1: 
Die Möglichkeiten der Beteiligung der Öffentlichkeit werden von der Stadt 
Jever in vollem Umfang genutzt. Das betrifft eine frühzeitige Unterrichtung 
der Bürger sowie in einem nächsten Schritt die Offenlage der (überarbeite-
ten) Planung mit erneuter Möglichkeit der Stellungnahme. Damit werden die 
Beteiligungsmöglichkeiten in vollem Umfang in Anspruch genommen. Die 
gesetzlichen Möglichkeiten einer Verfahrensverkürzung durch Verzicht auf 
einige Beteiligungsschritte wie der Gesetzgeber dies ermöglicht, hat die 
Stadt Jever aufgrund der Bedeutung des Projektes für die Entwicklung der 
Altstadt nicht in Anspruch genommen. Die Öffentlichkeit hat im Rahmen der 
Offenlage der Planung (vorgesehen im Herbst 2008) eine weitere Möglich-
keit, die Planung einzusehen und dazu Stellung zu nehmen. 
Zu Ziffer 2: 
Der Hinweis wird geprüft. Die Auswirkungen der Planungen im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes wurden im Rahmen eine Verkehrsgutachtens 
geprüft. Dies kann ein erster Schritt zu einem gesamtstädtischen Verkehrs-
gutachten sein. Dies ist Gegenstand einer Entscheidung durch den Rat der 
Stadt Jever. 
Zu Ziffer 3: 
Offene Stellplatzflächen sind nur in kleinen Teilflächen im Baugebiet MK 3 
vorgesehen. Der Großteil der Stellplätze ist eingehaust bzw. befindet sich in 
einer Tiefgarage. 
Zu Ziffer 4: 
s. o, unter Punkte 2,5,14 
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Zu Ziffer 5: 
s. o, unter Punkte 13 
Zu Ziffer 6: 
s. o, unter Punkte 15,16,17 
Zu Ziffer 7: 
Der Hinweis wird geprüft. 
Zu Ziffer 8: 
s. o, unter Punkte 18 
Zu Ziffer 9: 
Gewerbeflächen sind im Geltungsbereich nicht zulässig, s.a. unter Punkt 8 
Zu Ziffer 10: 
s.o. unter Punkt 13 
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